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Der Regierende Bürgermeister von Berlin

Senatskanzlei

Frau Abgeordnete June Tomiak (Grüne)

über

die Präsidentin des Abgeordnetenhauses von Berlin

über Senatskanzlei - G Sen -

Antwort

auf die Schriftliche Anfrage Nr. 19/26722

vom 23. Juli 2026

über Umweltkriminalität in Berlin – Ordnungswidrigkeiten 2

________________________________________________________________________________________

Im Namen des Senats von Berlin beantworte ich Ihre Schriftliche Anfrage wie folgt:

Vorbemerkung des Senats:

Die Schriftliche Anfrage betrifft (zum Teil) Sachverhalte, die der Senat nicht aus eigener

Zuständigkeit und Kenntnis beantworten kann. Er ist gleichwohl um eine sachgerechte

Antwort bemüht und hat daher die Bezirke um Stellungnahmen gebeten, die bei der

nachfolgenden Beantwortung berücksichtigt sind.

1. Wie viele Fälle von umweltbezogenen Ordnungswidrigkeiten wurden in den letzten 3 Jahren in Berlin

registriert? Bitte beziehen Sie sich dabei auf die Ordnungswidrigkeiten aus dem Amtsblatt vom 14. November

2025 Nr. 47 „Allgemeine Anweisung über den Bußgeldkatalog zur Ahndung von Ordnungswidrigkeiten im

Bereich des Umweltschutzes“1 . Bitte geben Sie die Anzahl der Ordnungswidrigkeiten sowie die Höhe des

Verwarnungsgeldes und der Geldbußen pro Ordnungswidrigkeit, pro Jahr und pro Bezirk an.

a) Welche Gründe sehen Sie für etwaig erhöhte oder gesunkene Zahlen bei der Anzahl der

Ordnungswidrigkeitenverfahren?

1Abrufbar unter: https://www.berlin.de/sen/uvk/service/rechtsvorschriften/umwelt/bussgeldkatalog/
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2. Wie viele Bußgeldverfahren wurden in den letzten 3 Jahren eingestellt? Bitte nach Ordnungswidrigkeiten,

Grund für die Einstellung, Bezirken und Jahren aufschlüsseln.

Zu 1. und 2.: Ordnungswidrigkeitenverfahren führen die Bezirke zu umweltbezogenen

Ordnungswidrigkeiten je nach Art des Gesetzesverstoßes in der Zuständigkeit des

bezirklichen Umweltamtes, des bezirklichen Straßen- und Grünflächenamtes oder des

bezirklichen Ordnungsamtes durch. Diese drei Fachämter arbeiten mit unterschiedlichen IT-

Fachverfahren. Eine kumulierte Datenauswertung und einheitliche Datenabfrage zu

umweltbezogenen Ordnungswidrigkeiten ist in den Bezirken nicht möglich.

Im Rahmen der im jeweiligen Bezirk möglichen Datenauswertungen liegen folgende

statistische Daten zu umweltbezogenen Ordnungswidrigkeitenverfahren für den Zeitraum

der letzten 3 Jahre vor:

Charlottenburg-Wilmersdorf

2023 Tatbestand
Anzahl der

Ordnungswidrig-
keiten

Summe der
Verwarnungs-

geldeinnahmen

Summe der
Einnahmen aus

Geldbußen

 Abfallbeseitigung 237 Beschwerden/

Anzeigen*

0 € 557 €

 Zuwiderhandlungen

gegen Landesimmis-

sionsschutzgesetz

811 Beschwerden /

Anzeigen*

keine
statistische
Erfassung

keine
statistische
Erfassung

 Zuwiderhandlungen

gegen Verbote und

Genehmigungsvorbe-

halte zum Schutz von:

Naturschutzgebieten,

Landschaftsschutz-

gebieten, geschützten

Landschaftsbestand-

teilen (einschließlich

Baumschutzverord-

nung), Naturdenk-

mäler, geschützte

Biotope

69 statistisch
zusammen mit
Einnahmen aus

Geldbußen
erfasst

19.200 €
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2024 Tatbestand
Anzahl der

Ordnungswidrig-
keiten

Summe der
Verwarnungs-

geldeinnahmen

Summe der
Einnahmen aus

Geldbußen

 Abfallbeseitigung 147 Beschwerden/

Anzeigen*

55 € 400 €

 Zuwiderhandlungen

gegen Landesimmis-

sionsschutzgesetz

975 Beschwerden /

Anzeigen*

keine
statistische
Erfassung

keine
statistische
Erfassung

 Zuwiderhandlungen

gegen Verbote und

Genehmigungsvorbe-

halte zum Schutz von:

Naturschutzgebieten,

Landschaftsschutzge-

bieten, geschützten

Landschaftsbestand-

teilen (einschließlich

Baumschutzverord-

nung), Naturdenk-

mäler, geschützte

Biotope

75 statistisch
zusammen mit
Einnahmen aus

Geldbußen
erfasst

19.850 €

2025 Tatbestand
Anzahl der

Ordnungswidrig-
keiten

Summe der
Verwarnungs-

geldeinnahmen

Summe der
Einnahmen aus

Geldbußen

 Abfallbeseitigung 168

Beschwerden/

Anzeigen*

0 € 857 €

 Zuwiderhandlungen

gegen Landesimmis-

sionsschutzgesetz

828

Beschwerden/

Anzeigen*

keine
statistische
Erfassung

keine
statistische
Erfassung

 Zuwiderhandlungen

gegen Verbote und

Genehmigungsvor-

behalte zum Schutz

73 statistisch
zusammen mit
Einnahmen aus

21.350 €
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von: Naturschutzge-

bieten, Landschafts-

schutzgebieten,

geschützten Land-

schaftsbestandteilen

(einschließlich

Baumschutzverord-

nung), Naturdenk-

mäler, geschützte

Biotope

Geldbußen
erfasst

*Zum Teil liegen dem Bezirk keine gesonderten Statistiken zu Ordnungswidrigkeitenverfahren vor. Die

ausgewiesenen Zahlen beruhen daher in diesen Fällen auf der Anzahl der eingegangenen Beschwerden bzw.

Anzeigen und sind nicht mit der Anzahl der Ordnungswidrigkeitenverfahren gleichzusetzen.

Zu folgenden Tatbeständen wurden in den Jahren 2023-2025 im Bezirk Charlottenburg-

Wilmersdorf Ordnungswidrigkeitenverfahren zu umweltbezogenen Tatvorwürfen eingestellt:

Tatbestand Anzahl der eingestellten Bußgeldverfahren

2023 2024 2025

Abfallbeseitigung 1 1 1

Zuwiderhandlungen gegen

Landes-

Immissionsschutzgesetz

keine statistische
Erfassung

keine statistische
Erfassung

keine statistische
Erfassung

Zuwiderhandlungen gegen
Verbote und Genehmi-
gungsvorbehalte zum
Schutz von Naturschutz-
gebieten, Landschafts-
schutzgebieten, geschütz-
ten Landschaftsbestand-
teilen (einschließlich
Baumschutzverordnung),
Naturdenkmäler,
geschützte Biotope

12 17 12

Die Gründe für die Einstellung der jeweiligen Ordnungswidrigkeitenverfahren werden

statistisch nicht erfasst.
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Die jährlichen Unterschiede bei der Anzahl der Ordnungswidrigkeitenverfahren oder der

Beschwerden bzw. Anzeigen unterliegen einzelfallbezogenen Einflüssen. Eine belastbare

Aussage zu übergeordneten Faktoren, die ursächlich für eine Steigerung oder ein Absinken

der Verfahrenszahlen in einzelnen Jahren sind, kann daher nicht getroffen werden.

Friedrichshain-Kreuzberg

Ordnungswidrigkeitenverfahren zu umweltbezogenen Ordnungswidrigkeiten in der

fachlichen Zuständigkeit des Ordnungsamtes

Zeitraum Anzeigen
(Anzahl)

Verwarngelder
(Anzahl)

Bußgelder
(Anzahl)

Eingestellte
Verfahren
(Anzahl)

2023- 799 254 255 290

2024 925 287 232 406

2025 633 291 239 103

2026 (bis 27.07.) 439 51 187 62

Die Angabe der jeweils festgesetzten Verwarnungs- und Bußgelder nach dem

Kreislaufwirtschaftsgesetz und dem Berliner Straßenreinigungsgesetz ist aufgrund der

fehlenden Statistikfunktion des von den bezirklichen Ordnungsämtern genutzten

IT-Fachverfahrens nicht möglich. Die entsprechenden Beträge können dem Programm nicht

unmittelbar bzw. nur gesammelt entnommen werden. Um die konkreten, jeweils festgesetzten

Beträge je Ordnungswidrigkeit zu ermitteln, müsste jeder einzelne Vorgang gesondert

ausgewertet und überprüft werden. Aufgrund der hohen Anzahl von Anzeigen ist eine solche

Einzelfallprüfung mit einem erheblichen Aufwand verbunden, der in der Kürze der Zeit nicht

geleistet werden kann.

Verwarngelder können nach § 56 Abs.1 Ordnungswidrigkeitengesetz (OWiG) nur bis zu einer

Höhe von 55 € festgesetzt werden. Bei Bußgeldern finden grundsätzlich die Regelsätze des

Ende 2025 erlassenen Bußgeldkataloges der Senatsverwaltung für Mobilität, Verkehr,

Klimaschutz und Umwelt Anwendung. Im häufigsten Fall der Kleinstvermüllung (z.B.

weggeworfene Zigarettenkippe) sind dies beispielsweise 250 €.

Ordnungswidrigkeitenverfahren zu umweltbezogenen Ordnungswidrigkeiten in der

fachlichen Zuständigkeit des Umweltamtes:
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Zeitraum Anzeigen Verwarngelder Bußgelder Eingestellte
Verfahren

2023 60 85 € / 15 ohne

Verwarngelder

450 € 3 Einstellungen

+ 35 koopera-

tive Verfahren*

(keine OWi-

Einleitung)

2024 48 35 € / 12 ohne

Verwarngelder

1.500 € 1 Einstellung +

28 kooperative

Verfahren*

(keine OWi-

Einleitung)

2025 55 9

Verwarnungen

ohne

Verwarngeld

 46 kooperative

Verfahren*

(keine OWi-

Einleitung)

2026 (bis 27.7.) 37 400 € 3 offenen

Verfahren + 32

kooperative

Verfahren*

(keine OWi-

Einleitung)
*Hier wurden aufgrund des geringen Verstoßes und einer großen Einsichtigkeit beim Verursachenden nur

rechtliche Belehrungen in Form von sogenannten Verwarnungen ausgesprochen.

Lichtenberg

Hier erfolgte eine tatbestandsbezogene statistische Auswertung von umweltbezogenen

Ordnungswidrigkeiten, soweit sie in die fachliche Zuständigkeit des Ordnungsamtes fallen:

Illegale Abfallbeseitigung (nicht-gewerblich verursacht)

Jahr Anzahl

Verfahren

Anzahl

Verwarnungen

Anzahl

Bußgeldbescheide

Anzahl

Einstellungen

Bußgeld-

einnahmen

2023 20 0 8 12 3.350 €

2024 34 1 20 11 3.555 €

2025 92 0 44 29 24.970 €
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2026

(1.Hj.)

67 0 17 8 21.460 €

Kleinverschmutzung/Verschmutzung öffentlichen Straßenlandes

Jahr Anzahl

Verfahren

Anzahl

Verwarnungen

Anzahl

Bußgeldbescheide

Anzahl

Einstellungen

Bußgeld-

einnahmen

2023 62 19 32 10 3.680 €

2024 69 29 29 9 5.115 €

2025 132 63 54 9 11.210 €

2026

(1.Hj.)

71 22 39 2 11.810 €

Verstoß gegen Landesimmissionsschutzgesetz (LImSchG)

(nicht gewerblich/anlagenbezogen)

Jahr Anzahl

Verfahren

Anzahl

Verwarnungen

Anzahl

Bußgeldbescheide

Anzahl

Einstellungen

Bußgeld-

einnahmen

2023 285 2 107 171 10.580 €

2024 333 3 100 215 13.320 €

2025 269 1 85 168 15.275 €

2026

(1.Hj.)

150 1 4 62 12.360 €

Das Umwelt- und Naturschutzamt Lichtenberg führt keine Statistik über umweltbezogene

Ordnungswidrigkeitenverfahren, sodass die hier vorliegenden Daten, keinen vollständigen

Überblick über alle im Bezirk Lichtenberg durchgeführten umweltbezogenen

Ordnungswidrigkeitenverfahren ermöglicht.

Die Einstellung der eingeleiteten Ordnungswidrigkeitenverfahren erfolgt meist wegen des

fehlenden Nachweises der Tatbegehung bzw. wegen Verfristungen aufgrund von

Personalmangel in der Bußgeldsachbearbeitung des Ordnungsamtes.

Die Höhe des Anzeigenaufkommens steht in Korrelation zur Anzahl des für Kontrollaufgaben

zur Verfügung stehenden Personals.

Marzahn-Hellersdorf

Eine Auswertung im gewünschten Detaillierungsgrad ist wegen der fehlenden statistischen

Datenerfassung nicht möglich. Dies betrifft insbesondere die Erhebung von



Seite 8 von 30

Einstellungsgründen, die Zuordnung zu einzelnen Sachverhalten, die Einspruchsverfahren

sowie die konkret vereinnahmten Verwarn- und Bußgelder.

Verstoß nach dem Kreislaufwirtschaftsgesetz

Jahr Anzahl

Verfahren

Anzahl

Verwahrungen

mit Geld (VmG)

Anzahl

Verwahrungen

ohne Geld (VoG)

Anzahl

Einstellungen

Anzahl

Bußgeld-

verfahren

2023 511 3 0 498 5

2024 481 7 0 457 16

2025 279 1 0 264 5

2026

(1.Hj.)

229 2 0 66

Verstoß nach dem Straßenreinigungsgesetz (StrReinG).

Jahr Anzahl

Verfahren

Anzahl

Verwahrungen

mit Geld (VmG)

Anzahl

Verwahrungen

ohne Geld (VoG)

Anzahl

Einstellungen

Anzahl

Bußgeld-

verfahren

2023 246 13 5 132 66

2024 146 30 9 70 21

2025 195 19 10 98 15

2026

(1.Hj.)

36 7 3 8 10

Zu den Gründen für Schwankungen bei der Anzahl der Ordnungswidrigkeitenverfahren sowie

zu den Gründen für die Verfahrenseinstellungen können aufgrund der fehlenden

Auswertungsmöglichkeiten der Fachsoftware keine belastbaren Aussagen getroffen werden.

Ebenso ist eine Auswertung der Höhe der einzelnen Verwarn- und Bußgelder nicht möglich.

Mitte

Das Ordnungsamt Mitte orientierte sich bei der Auswertung der durchgeführten

Ordnungswidrigkeitenverfahren zu umweltbezogenen Ordnungswidrigkeiten an der

Systematik der „Allgemeinen Anweisung über den Bußgeldkatalog zur Ahndung von

Ordnungswidrigkeiten im Bereich des Umweltschutzes“ vom 14.11.2025 und an den

Auswertungen anlässlich der Schriftlichen Anfrage 19/21784.
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Aus Gründen des Datenschutzes unterlagen allerdings einige Daten zu

Ordnungswidrigkeitenverfahren bereits einer gesetzlichen Löschungsfrist von 2 Jahren,

sodass sie für eine Auswertung nicht mehr herangezogen werden konnten.

Eine differenzierte Auswertung der Einstellungsgründe der vom Bezirk Mitte durchgeführten

Ordnungswidrigkeitenverfahren unter Berücksichtigung der jeweiligen Tatbestände ist nicht

möglich. Auch hier stehen die gesetzlichen Löschfristen dieser Datenauswertung entgegen.

Grundsätzlich führen folgende Hauptgründe unabhängig von den Tatvorwürfen zur

Einstellung von Ordnungswidrigkeitenverfahren:

 Post nicht zustellbar/ Aufenthaltsermittlung erfolglos

 fehlende behördliche Zeugen (dies ist besonders auffällig bei verhaltensbedingtem

Lärm bzw. illegaler Abfallbeseitigung)

 unzureichende Sachverhaltsdarstellungen

 Betroffene(r) nicht ermittelbar

 Einstellungen durch Gerichte nach Einspruch des Beschuldigten (abrufbare

Einspruchszahlen sind mit abgebildet)

2023
Anzahl

der Ver-
fahren

Anzahl
der

Verwar-
nungen

Anzahl
der Be-
scheide

Anzahl
der Ein-
sprüche

Anzahl
der ein-
gestell-
ten Ver-
fahren

Verwarn-
gelder/
Geld-
bußen

Anlage 1 Sachbereich Abfallwirtschaft
I. Abfallbeseitigung
Abfallgesetze (Bund
und Länder)

103 0 75 3 30 6.490 €

II.
Abfallüberwachung

keine statistische Erfassung

III. Produkt- bzw.
produktbezogene
Vorschriften
(Verpackungsgesetz)

69 3 56 9 12 14.886 €

Anlage 2 Sachbereich Immissionsschutz

I. genehmigungsbe-
dürftige Anlagen

keine statistische Erfassung

II. LImSchG Bln
(verhaltensbedingt)

60 0 51 1 9 5.770 €
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2024
Anzahl

der Ver-
fahren

Anzahl
der

Verwar-
nungen

Anzahl
der Be-
scheide

Anzahl
der Ein-
sprüche

Anzahl
der ein-
gestell-
ten Ver-
fahren

Verwarn-
gelder/
Geld-
bußen

Anlage 1 Sachbereich Abfallwirtschaft
I. Abfallbeseitigung
Abfallgesetze (Bund und
Länder)

184 3 95 6 85 8.365 €

II. Abfallüberwachung keine statistische Erfassung

III. Produkt- bzw.
produktbezogene
Vorschriften
(Verpackungsgesetz)

129 0 65 18 21 19.950 €

Anlage 2 Sachbereich Immissionsschutz

I. genehmigungsbedürf-
tige Anlagen

keine statistische Erfassung

II. LImSchG Bln
(verhaltensbedingt)

297 0 56 4 219 5.405 €

2025
Anzahl

der Ver-
fahren

Anzahl
der

Verwar-
nungen

Anzahl
der Be-
scheide

Anzahl
der Ein-
sprüche

Anzahl
der ein-
gestell-
ten Ver-
fahren

Verwarn-
gelder/
Geld-
bußen

Anlage 1 Sachbereich Abfallwirtschaft
I. Abfallbeseitigung
Abfallgesetze (Bund und
Länder)

399 15 232 35 108 101.410 €

II. Abfallüberwachung keine statistische Erfassung
III. Produkt- bzw.
produktbezogene
Vorschriften
(Verpackungsgesetz)

129 0 59 11 22 15.050 €

Anlage 2 Sachbereich Immissionsschutz

I. genehmigungsbedürf-
tige Anlagen

keine statistische Erfassung

II. LImSchG Bln
(verhaltensbedingt)

413 0 52 0 338 5.545 €
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2026 (1. Halbjahr)
Anzahl

der Ver-
fahren

Anzahl
der

Verwar-
nungen

Anzahl
der Be-
scheide

Anzahl
der Ein-
sprüche

Anzahl
der ein-
gestell-
ten Ver-
fahren

Verwarn-
gelder/
Geld-
bußen

Anlage 1 Sachbereich Abfallwirtschaft
I. Abfallbeseitigung
Abfallgesetze (Bund
und Länder)

663 3 216 20 147 74.945 €

II. Abfallüberwachung keine statistische Erfassung

III. Produkt- bzw.
produktbezogene
Vorschriften
(Verpackungsgesetz)

35 0 17 3 5 4.750 €

Anlage 2 Sachbereich Immissionsschutz

I. genehmigungsbe-
dürftige Anlagen

keine statistische Erfassung

II. LImSchG Bln
(verhaltensbedingt)

168 0 6 1 141 950 €

Neukölln

Verstöße gegen das Kreislaufwirtschaftsgesetz aufgrund von illegalen Müllablagerung

stellen nach Auffassung des Bezirksamts Neukölln im Rahmen der Ermessensausübung keine

geringfügigen Ordnungswidrigkeiten dar. Aufgrund des Unrechtsgehalts werden diese

Verstöße grundsätzlich im Bußgeldverfahren geahndet.

2023 Tatbestand Anzahl der
Ordnungswidrig-
keitenverfahren

Summe der
Verwarngeld-

einnahmen

Summe der
Einnahmen aus

Geldbußen

 Abfallbeseitigung 137 0 € 48.600 €

 Zuwiderhandlungen

gegen Landesimmis-

sionsschutzgesetz

543 0 € 16.750 €

 Zuwiderhandlungen

gegen Verbote und

41 0 € 660 €
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Genehmigungsvorbe-

halte zum Schutz von

Naturschutzgebieten,

Landschaftsschutz-

gebieten, geschützten

Landschaftsbestand-

teilen (einschließlich

Baumschutzverord-

nung), Naturdenk-

mäler, geschützte

Biotope

 Verstöße gegen

Grünanlagengesetz

(GrünanlG)

223 0 € 6.190 €

 Verstöße gegen Stra-

ßenreinigungsgesetz

(StrReinG)

24 0 € 835 €

2024 Tatbestand Anzahl der
Ordnungswidrigke

itenverfahren

Summe der
Verwarngeld-

einnahmen

Summe der
Einnahmen aus

Geldbußen

 Abfallbeseitigung 147 0 € 73.320 €

 Zuwiderhandlungen

gegen Landesimmis-

sionsschutzgesetz

349 0 € 11.555 €

 Zuwiderhandlungen

gegen Verbote und

Genehmigungsvorbe-

halte zum Schutz von

Naturschutzgebieten,

Landschaftsschutzge-

bieten, geschützten

Landschaftsbestand-

teilen (einschließlich

Baumschutzverord-

nung), Naturdenk-

52 0 € 865 €
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mäler, geschützte

Biotope

 Verstöße gegen

Grünanlagengesetz

(GrünanlG)

244 0 € 7.335 €

 Verstöße gegen Stra-

ßenreinigungsgesetz

(StrReinG)

38 0 € 970 €

2025 Tatbestand Anzahl der
Ordnungswidrig-
keitenverfahren

Summe der
Verwarngeld-

einnahmen

Summe der
Einnahmen aus

Geldbußen

 Abfallbeseitigung 95 0 € 92.900 €

 Zuwiderhandlungen

gegen Landesimmis-

sionsschutzgesetz

377 0 € 9.640 €

 Zuwiderhandlungen

gegen Verbote und

Genehmigungsvorbe-

halte zum Schutz von

Naturschutzgebieten,

Landschaftsschutzge-

bieten, geschützten

Landschaftsbestand-

teilen (einschließlich

Baumschutzverord-

nung), Naturdenk-

mäler, geschützte

Biotope

19 0 € 310 €

 Verstöße gegen

Grünanlagengesetz

(GrünanlG)

498 3.785 € 3.980 €

 Verstöße gegen Stra-

ßenreinigungsgesetz

(StrReinG)

182 0 € 7.195 €
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2026
(bis
27.07.)

Tatbestand Anzahl der
Ordnungswidrig-
keitenverfahren

Summe der
Verwarngeld-

einnahmen

Summe der
Einnahmen aus

Geldbußen

Abfallbeseitigung 128 0 € 50.560 €

Zuwiderhandlungen

gegen Landesimmis-

sionsschutzgesetz

135 0 € 1.510 €

Zuwiderhandlungen

gegen Verbote und

Genehmigungsvorbe-

halte zum Schutz von

Naturschutzgebieten,

Landschaftsschutzge-

bieten, geschützten

Landschaftsbestand-

teilen (einschließlich

Baumschutzverord-

nung), Naturdenk-

mäler, geschützte

Biotope

12 0 € 755 €

Verstöße gegen

Grünanlagengesetz

(GrünanlG)

133 450 € 1.020 €

Ordnungswidrigkeiten Anzahl der eingestellten Bußgeldverfahren
2023 2024 2025 2026 (bis 27.7.)

Abfallbeseitigung 93 79 38 7
Zuwiderhandlung gegen
Landesimmissionsschutzgesetz

440 266 321 69

Zuwiderhandlungen gegen
Verbote und Genehmigungs-
vorbehalte zum Schutz von
Naturschutzgebieten, Land-
schaftsschutzgebieten, ge-
schützten Landschaftsbe-
standteilen (einschließlich
Baumschutzverordnung),
Naturdenkmäler, geschützte

11 15 11 0
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Biotope
Verstöße gegen
Grünanlagengesetz (GrünlG)

47 37 207 9

Verstöße gegen
Straßenreinigungsgesetz
(StrReinG)

13 17 136 jetzt bei
Abfallbeseitigung

Pankow

Zu umweltbezogenen Ordnungswidrigkeiten wurden seit 2023 im Bezirk Pankow

Ordnungswidrigkeitenverfahren zu folgenden Tatbeständen durchgeführt:

Tatbestand Jahr Anzahl der
Ordnungswidrigkeiten

verfahren

Höhe der
Verwarngelder

Höhe
Bußgelder

Abfall auf Privat-

grundstücken

2023 3 0 € 500 €

1.000 €

6.000 €

2024  11 0 € 1.000 €

3.000 €

2.000 €

2.000 €

5.000 €

6.500 €

2.000 €

4.000 €

6.000 €

6.300 €

200 €

2025 2 0 € 1.000 €

7.500 €

2026  2 0 € 800 €

100 €

2023 1 0 € 200 €

2024  2 0 € 150 €
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Verstoß gegen das

Landesimmissions-

schutzgesetz

200 €

2025  5 0 € 800 €

55 €

55 €

55 €

55 €

2026  0 0 € 0 €

Verstoß gegen

Anordnungen nach

Bundesimmissions-

schutzgesetz

2023  0 0 € 0 €

2024 0 0 € 0 €

2025 2 0 € 2.500 €

1.000 €

2026 0 0 € 0 €

Zu folgenden Tatbeständen wurden in den Jahren 2023-2025 im Bezirk Pankow

Ordnungswidrigkeitenverfahren zu umweltbezogenen Tatvorwürfen eingestellt:

Tatbestand  Anzahl der eingestellten Bußgeldverfahren
und Begründung

2023 2024 2025 2026

Abfall auf Privatgrundstücken 0 2 (unzureichende
Beweislage

/Täter konnte
nicht ermittelt

werden)

2

(Einstellung

durch

Amtsgericht)

0

Zuwiderhandlungen gegen

Landesimmissionsschutzgesetz

0 1 (unzureichende

Beweislage)

0 0

Zuwiderhandlungen gegen

Bundesimmissionsschutzgesetz

0 0 0 0

Reinickendorf

Zu umweltbezogenen Ordnungswidrigkeiten wurden seit 2023 im Bezirk Reinickendorf

Ordnungswidrigkeitenverfahren zu folgenden Tatbeständen durchgeführt:

2023
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Tatbestand Anzahl der
Ordnungswidrig-
keitenverfahren

Summe der
Verwarngeld-

einnahmen

Summe der
Einnahmen aus

Geldbußen

Abfallbeseitigung 1.221 0 € 7.050 €

Zuwiderhandlungen gegen

Landesimmissionsschutz-

gesetz

145 35 €

Zuwiderhandlungen gegen

Verbote und Genehmi-

gungsvorbehalte zum

Schutz von Naturschutz-

gebieten, Landschafts-

schutzgebieten, geschütz-

ten Landschaftsbestand-

teilen (einschließlich

Baumschutzverordnung)

395 0 € 11.265 €

Verstöße gegen

Grünanlagengesetz

332 0 € 11.385 €

Straßenreinigungsgesetz 51 0 € 2.765 €

Zuwiderhandlungen gegen

Vorschriften der

Abfallbeseitigung

15 0 € 1.955 €

Zuwiderhandlungen gegen

Vorschriften des

Gewässerschutzes

16 0 € 1.850 €

Zuwiderhandlungen gegen

Vorschriften des

Immissionsschutzes

12 0 € 1.005 €

Zuwiderhandlungen gegen

Vorschriften zur LSG-VO

16 0 € 355 €

Zuwiderhandlungen gegen

Vorschriften des

Naturschutzgesetzes

27 0 € 1.795 €

Zuwiderhandlungen gegen

Vorschriften des

Baumschutzes

6 0 € 100 €
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2024

Tatbestand Anzahl der
Ordnungswidrig-
keitenverfahren

Summe der
Verwarngeld-

einnahmen

Summe der
Einnahmen aus

Geldbußen

Abfallbeseitigung 1.155 0 € 7.629 €

Zuwiderhandlungen gegen

Landesimmissionsschutz-

gesetz

138 0 € 395 €

Zuwiderhandlungen gegen

Verbote und Genehmi-

gungsvorbehalte zum

Schutz von Naturschutz-

gebieten, Landschafts-

schutzgebieten, geschütz-

ten Landschaftsbestand-

teilen (einschließlich

Baumschutzverordnung)

289 0 € 8.740 €

Verstöße gegen

Grünanlagengesetz

87 0 € 3.170 €

Straßenreinigungsgesetz 67 0 € 3.320 €

Zuwiderhandlungen gegen

Vorschriften der Abfall-

beseitigung

12 0 € 1.100 €

Zuwiderhandlungen gegen

Vorschriften des

Gewässerschutzes

27 0 € 2.270 €

Zuwiderhandlungen gegen

Vorschriften des

Immissionsschutzes

9 0 € 140 €

Zuwiderhandlungen gegen

Vorschriften zur LSG-VO

0 0 € 0 €

Zuwiderhandlungen gegen

Vorschriften des

Naturschutzgesetzes

27 0 € 1.515 €
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Zuwiderhandlungen gegen

Vorschriften des

Baumschutzes

29 0 € 750 €

2025

Tatbestand Anzahl der
Ordnungswidrigke

itenverfahren

Summe der
Verwarngeld-

einnahmen

Summe der
Einnahmen aus

Geldbußen

Abfallbeseitigung 825 0 € 30.740 €

Zuwiderhandlungen gegen

Landesimmissionsschutz-

gesetz

156 0 € 445 €

Zuwiderhandlungen gegen

Verbote und Genehmi-

gungsvorbehalte zum

Schutz von Naturschutz-

gebieten, Landschafts-

schutzgebieten, geschütz-

ten Landschaftsbestand-

teilen (einschließlich

Baumschutzverordnung)

231 0 € 7.425 €

Verstöße gegen

Grünanlagengesetz

173 0 € 6.910 €

Straßenreinigungsgesetz 244 0 € 9.445 €

Zuwiderhandlungen gegen

Vorschriften der Abfall-

beseitigung

12 0 € 20300 €

Zuwiderhandlungen gegen

Vorschriften des

Gewässerschutzes

9 0 € 0 €

Zuwiderhandlungen gegen

Vorschriften des

Immissionsschutzes

7 0 € 0 €

Zuwiderhandlungen gegen

Vorschriften zur LSG-VO

9 0 € 0 €
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Zuwiderhandlungen gegen

Vorschriften des

Naturschutzgesetzes

2 0 € 55 €

Zuwiderhandlungen gegen

Vorschriften des

Baumschutzes

6 0 € 70 €

2026 (bis 30.6.2026)

Tatbestand Anzahl der
Ordnungswidrigke

itenverfahren

Summe der
Verwarngeld-

einnahmen

Summe der
Einnahmen aus

Geldbußen

Abfallbeseitigung 728 0 € 25.710 €

Zuwiderhandlungen gegen

Landesimmissionsschutz-

gesetz

64 0 € 125 €

Zuwiderhandlungen gegen

Verbote und Genehmi-

gungsvorbehalte zum

Schutz von Naturschutz-

gebieten, Landschafts-

schutzgebieten, geschütz-

ten Landschaftsbestand-

teilen (einschließlich

Baumschutzverordnung)

81 0 € 2.525 €

Verstöße gegen

Grünanlagengesetz

83 0 € 2.760 €

Straßenreinigungsgesetz 93 0 € 9.480 €

Zuwiderhandlungen gegen

Vorschriften der Abfall-

beseitigung

0 0 € 0 €

Zuwiderhandlungen gegen

Vorschriften des

Gewässerschutzes

0 0 € 0 €

Zuwiderhandlungen gegen

Vorschriften des

Immissionsschutzes

0 0 € 0 €
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Zuwiderhandlungen gegen

Vorschriften zur LSG-VO

0 0 € 0 €

Zuwiderhandlungen gegen

Vorschriften des

Naturschutzgesetzes

0 0 € 0 €

Zuwiderhandlungen gegen

Vorschriften des

Baumschutzes

0 0 € 0 €

Schwankungen bei der Anzahl der festgestellten Ordnungswidrigkeiten ergeben sich in erster

Linie aus der jeweiligen Schwerpunktsetzung bei den Kontrollen im Außendienst.

Darüberhinausgehende konkrete Ursachen können vom Umwelt- und Naturschutzamt nicht

festgestellt werden.

Zu folgenden Tatbeständen wurden in den Jahren 2023-2025 im Bezirk Reinickendorf

Ordnungswidrigkeitenverfahren zu umweltbezogenen Tatvorwürfen eingestellt:

Rechtsgrundlage Anzahl der eingestellten Bußgeldverfahren und Begründung

2021 2022 2023 2024 2025

Abfallbeseitigung 8

(Tat nicht

nachweis-

bar)

1

(Tat nicht

nachweis-

bar)

7

(Tat nicht

nachweis-

bar)

3

(Tat nicht

nachweis-

bar)

4

(Tat nicht

nachweis-

bar)

Verordnung über Anla-

ge zum Umgang mit

wassergefährdenden

Stoffen

3

(Tat nicht

nachweis-

bar)

0) 0) 0 0

Gewässerschutz 2

(Tat nicht

nachweis-

bar)

5

(Tat nicht

nachweis-

bar)

4

(Tat nicht

nachweis-

bar)

6

(Tat nicht

nachweis-

bar)

1

(Tat nicht

nachweis-

bar)

Immissionsschutz 1

(Tat nicht

nachweis-

bar)

0 7

(Tat nicht

nachweis-

-bar)

2

(Tat nicht

nachweis-

bar)

5

(Tat nicht

nachweis-

bar)

LSG-VO 10 4 3 3 8
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(Tat nicht

nachweis-

bar)

(Tat nicht

nachweis-

bar)

(Tat nicht

nachweis-

bar)

(Tat nicht

nachweis-

-bar)

(Tat nicht

nachweis-

bar)

Naturschutzgesetz 8 (Tat

nicht

nachweis-

bar)

3

(Tat nicht

nachweis-

bar)

19

(Tat nicht

nachweis-

bar)

28

(Tat nicht

nachweis-

bar)

1

(Tat nicht

nachweis-

bar)

Baumschutzverordnung 4

(Tat nicht

nachweis-

bar)

1

(Tat nicht

nachweis-

bar)

4

(Tat nicht

nachweis-

-bar)

2

(Tat nicht

nachweis-

bar)

3

(Tat nicht

nachweis-

bar)

Wassergesetze 0 1

(Tat nicht

nachweis-

bar)

0 0 0

insgesamt 36 15 44 44 22

Spandau

Zu umweltbezogenen Ordnungswidrigkeiten wurden seit 2023 im Bezirk Spandau

Ordnungswidrigkeitenverfahren zu folgenden Tatbeständen durchgeführt:

2023

Rechtsgrundlage Anzahl der
Ordnungs-

widrigkeiten-
verfahren

Einnahmen
aus

Bußgeldern

Einnahmen aus
Verwarngeldern

Anzahl der
Einstellungen

Landesimmissions-

schutzgesetz

238 5.700€ 275 € 143

Kreislaufwirt-

schaftsgesetz

298 10.920 € 0€ 17

Straßenreinigungs-

gesetz

41 1.480 € 130 € 4

Grünanlagengesetz 214 3.780 € 5.035 € 7
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2024

Rechtsgrundlage Anzahl der
Ordnungs-

widrigkeiten-
verfahren

Einnahmen
aus

Bußgeldern

Einnahmen aus
Verwarngeldern

Anzahl der
Einstellungen

Landesimmissions-

schutzgesetz

230 5.600 € 100 € 164

Kreislaufwirt-

schaftsgesetz

248 9.910 € 220 € 4

Straßenreinigungs-

gesetz

37 1.500 € 380 € 4

Grünanlagengesetz 221 2.670 € 4.595 € 35

2025

Rechtsgrundlage Anzahl der
Ordnungs-

widrigkeiten-
verfahren

Einnahmen
aus

Bußgeldern

Einnahmen aus
Verwarngeldern

Anzahl der
Einstellungen

Landesimmissions-

schutzgesetz

222 6.650 € 325 € 160

Kreislaufwirt-

schaftsgesetz

343 26.210 € 490 € 12

Straßenreinigungs-

gesetz

170 3.980 € 2.995 € 17

Grünanlagengesetz 319 3.800 € 4.455 € 37

Da das Umwelt- und Naturschutzamt im Bezirk Spandau keine Statistiken führt, liegen auch

keine Informationen zu den von diesem durchgeführten Ordnungswidrigkeitenverfahren vor.

Aufgrund der hohen Priorität der Bekämpfung von illegalen Müllablagerungen und der

Kontrolle der Reinigungspflichten im Bezirk Spandau gab es eine hohe Anzahl von Kontrollen

des Ordnungsamtes nach dem Kreislaufwirtschaftsgesetz und dem Berliner

Straßenreinigungsgesetz; in der Folge ist die Anzahl der Ordnungswidrigkeitenverfahren

wegen der dabei festgestellten Verstöße relativ hoch. Im Bereich des Lärmschutzes ist eine

geringe Anzeigenanzahl infolge der geringen Kontrollen durch die Polizei Berlin auffällig.
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Ordnungswidrigkeiten zu umweltbezogenen Rechtsverstößen wurden ausfolgenden

Gründen im Bezirk Spandau eingestellt:

 Geringfügigkeit: Die gemessenen Lärmwerte unterschreiten die rechtlich zulässigen.

 bei Immissionsgrenzwerten aus Mangel an Beweisen: Das Lärmprotokoll oder das

Messgutachten ist unvollständig oder die Störung lässt sich im Nachhinein nicht mehr

nachweisen.

 geringe Aussicht auf Erfolg

 Einigung der Parteien (insbesondere bei Lärmstörungen)

 nachträgliche Pflichterfüllung: Der Beschuldigte beseitigt den illegal abgelagerten

Müll zeitnah auf eigene Kosten und stellt den rechtmäßigen Zustand wieder her.

verbotenes Handeln

 fehlender Tatbestand: Es liegt kein nach dem Kreislaufwirtschaftsgesetz vor, da die

Verwertung oder Beseitigung der Abfälle im Nachhinein als rechtmäßig oder

ordnungsgemäß eingestuft wird.

Steglitz-Zehlendorf

Zu umweltbezogenen Ordnungswidrigkeiten wurden seit 2023 im Bezirk Steglitz-Zehlendorf

Ordnungswidrigkeitenverfahren zu folgenden Tatbeständen durchgeführt:

Jahr Abfallbeseitigung
(Anzahl der Verfahren und Höhe

der Bußgeldeinnahmen)

Zuwiderhandlungen gegen
Landesimmissionsschutzgesetz

(Anzahl der Verfahren und Höhe der
Bußgeldeinnahmen)

 durchgeführt eingestellt durchgeführt eingestellt

2023 0 3 1 (400 €) 3

2024 0 0 4 (2.200 €) 0

2025 1 (55 €) 0 1 (400 €) 3 (§ 47 Abs.1

OWiG)

Ein Zeitraum von 3 Jahren ist aus Sicht des Bezirks Steglitz-Zehlendorf nicht ausreichend für

eine statistische Auswertung.
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Tempelhof-Schöneberg

Zu umweltbezogenen Ordnungswidrigkeiten wurden seit 2023 im Bezirk Tempelhof-

Schöneberg durch das Straßen- und Grünflächenamt Ordnungswidrigkeitenverfahren zu

folgenden Tatbeständen durchgeführt:

Verstöße nach dem Kreislaufwirtschaftsgesetz

Jahr Anzahl
Verfahren

Anzahl
Verwahrungen

mit Geld (VmG)

Anzahl
Verwahr-

ungen ohne
Geld (VoG)

Anzahl
Einstel-
lungen

Anzahl
Bußgeld-
verfahren

Höhe der
Buß-

gelder

2023 3 0 0 498 3 150 €

150 €

500 €

2024 3 0 0 457 4 2.500 €

150 €

150 €

500 €

2025 9 0 1 264 5

und 3

noch

offene

Bußgeld-

verfahren

500 €

250 €

600 €

2.400 €

100 €

In den Jahren 2023-2025 konnten durch das Straßen- und Grünflächenamt keine

Abfallverstöße nach dem Grünanlagengesetz festgestellt werden. Folglich gab es auch

keine Einnahmen aus Verwarngeldern oder Bußgeldern.

Durch das Ordnungsamt wurden im Bezirk Tempelhof-Schöneberg zu umweltbezogenen

Ordnungswidrigkeiten seit 2023 folgende Ordnungswidrigkeitenverfahren durchgeführt:

Jahr Anzahl der
Ordnungswidrigkeitenverfahren

Höhe der
Verwarngelder

Höhe der
Bußgelder

2023 70 0 € 695,00 €

2024 98 0 € 906,50 €
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2025 101 0 € 1.635,50 €

2026

(bis

28.7.)

101 220 € 1.392,50 €

Durch das Umwelt- und Naturschutzamt wurden im Bezirk Tempelhof-Schöneberg zu

umweltbezogenen Ordnungswidrigkeiten folgende Ordnungswidrigkeitenverfahren seit

2023 durchgeführt:

2023:

 durch den Fachbereich Umweltschutz: 3 Ordnungswidrigkeitenverfahren wegen

Zuwiderhandlungen gegen das Landesimmissionsschutzgesetz mit Einnahmen von

Bußgeldern in Höhe von insgesamt 400 €

2024:

 durch den Fachbereich Umweltschutz: 2 Ordnungswidrigkeitenverfahren wegen

Zuwiderhandlungen gegen das Landesimmissionsschutzgesetz mit Einnahmen von

Bußgeldern in Höhe von insgesamt 175 €

 durch den Fachbereich Naturschutz: 12 schriftliche Verwarnungen ohne Geld mit

Auflagen wegen Verstößen gegen den Naturschutz und 18 schriftliche Verwarnungen

ohne Geld wegen Verstoß gegen Auflagen zu Ersatzpflanzungen gemäß § 8

BaumschVO

2025:

 durch den Fachbereich Umweltschutz: 4 Ordnungswidrigkeitenverfahren wegen

Zuwiderhandlungen gegen das Landesimmissionsschutzgesetz mit Einnahmen von

Bußgeldern in Höhe von insgesamt 950 €

 durch den Fachbereich Naturschutz: 15 schriftliche Verwarnungen wegen Verstößen

gegen den Naturschutz und 19 schriftliche Verwarnungen ohne Geld wegen Verstoß

gegen Auflagen zu Ersatzpflanzungen gemäß § 8 BaumschVO

Für das bezirkliche Straßen- und Grünflächenamt ist die Ahndung von Ordnungswidrigkeiten

wegen umweltbezogener Rechtsverstöße sehr schwierig, weil häufig die eigentlichen

Verursacher nicht ermittelt werden können bzw. der Tatvorwurf den Betroffenen nicht

zweifelsfrei nachgewiesen werden kann.
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Die Schwankungen bei den Fallzahlen bei den vom bezirklichen Ordnungsamt eingeleiteten

Ordnungswidrigkeitenverfahren wegen umweltbezogener Rechtsverstöße stehen in

Korrelation zu den Einsatzorten und Tätigkeitsschwerpunkten der Außendienstkräfte und zum

Umfang und der Häufigkeit der durchgeführten Kontrollen.

Die vom Fachbereich Umweltschutz des bezirklichen Umwelt- und Naturschutzamtes

durchgeführten Ordnungswidrigkeitenverfahren werden in der Regel aufgrund von Anzeigen

der Polizei Berlin eingeleitet. Da es im Jahr 2023 eine sehr hohe Anzahl von Anzeigen von

Zeugen über die Internetwache gab, war folglich auch die Anzahl der

Ordnungswidrigkeitenverfahren relativ hoch. Von Amts wegen werden durch das Umwelt-

und Naturschutzamt nur selten Ordnungswidrigkeitenverfahren eingeleitet; die daraus

abgeleiteten erforderlichen Maßnahmen werden in der Regel im Verwaltungsverfahren mit

Zwangsmitteln durchgesetzt.

Im Straßen- und Grünflächenamt des Bezirksamts Tempelhof-Schöneberg gab es bei

Ordnungswidrigkeitenverfahren aufgrund von Abfallverstößen nach dem

Grünanlagengesetz eine Verfahrenseinstellung im Jahr 2023, zwei im Jahr 2024 und drei im

Jahr 2025; ursächlich waren dabei die jeweils als nicht ausreichend bewerteten Tatvorwürfe.

Darüber hinaus wurde im Jahr 2023 ein Ordnungswidrigkeitenverfahren wegen des

Verstoßes gegen das Kreislaufwirtschaftsgesetz (Ablagern von Sperrmüll) eingestellt, da die

Täterschaft nicht ausreichend nachgewiesen werden konnte.

Vom Ordnungsamt Tempelhof-Schöneberg werden regelmäßig die eingeleiteten

Ordnungswidrigkeitenverfahren mit umweltbezogenen Rechtsverstößen eingestellt, wenn die

Ordnungswidrigkeit gegen unbekannt aufgenommen wurde und die verursachende Person

im Nachgang nicht ermittelt werden kann. Dies betrifft vor allem Verfahren wegen illegaler

Sperrmüllentsorgung, da diese meistens in den Nachtstunden erfolgt und man selten eine

verursachende Person zweifelsfrei ermitteln kann. Insgesamt wurden

Ordnungswidrigkeitenverfahren seit 2023 in folgender Anzahl eingestellt:

 2023: 56

 2024: 62

 2025: 80

 2026 (bis 27.7.): 90

Eine Differenzierung nach konkreten Tatbeständen (z.B. Zigarettenkippen oder Sperrmüll) ist

nicht möglich.
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Da die Verfolgung von Ordnungswidrigkeiten im pflichtgemäßen Ermessen der

Verfolgungsbehörde (Opportunitätsprinzip nach § 47 Abs. 1 Ordnungswidrigkeitengesetz –

OWiG) liegt, sieht der Fachbereich Umweltschutz des bezirklichen Umwelt- und

Naturschutzamtes bei unklarer Sachlage oder nicht eindeutig belegbarer Zeugenaussagen

von einer weiteren Verfolgung der Ordnungswidrigkeit ab, da diese vor Gericht nicht

rechtssicher durchzusetzen wäre. Dies führte zu folgenden Einstellungen von

Ordnungswidrigkeitenverfahren:

 2023: 90 Ordnungswidrigkeitenanzeigen (11 mit abfallrechtlichem Bezug und 79

immissionsbedingte Anzeigen); dieses betraf überwiegend Anzeigen zu

Lärmbeeinträchtigungen aus Gaststätten, die eingestellt wurden, da entweder die

Tatfolgen seitens der Polizei Berlin nicht hinreichend/eindeutig belegt waren oder

seitens der Polizei nicht mehr festgestellt werden konnten.

 2024: 32 Ordnungswidrigkeitenanzeigen (4 Anzeigen mit abfallrechtlichem Bezug

und 44 immissionsbedingte Anzeigen zu Lärmbeeinträchtigungen aus Gaststätten);

dieses betraf überwiegend Anzeigen zu Lärmbeeinträchtigungen aus Gaststätten, die

eingestellt wurden, da entweder die Tatfolgen seitens der Polizei Berlin nicht

hinreichend/eindeutig belegt waren oder seitens der Polizei nicht mehr festgestellt

werden konnten. Ebenso wurden Ordnungswidrigkeitenanzeigen zu illegaler

Abfallbeseitigung auf Privatgrundstücken gegen Unbekannt eingestellt.

 2025: 32 Ordnungswidrigkeitenanzeigen (2 mit abfallrechtlichem Bezug und 30

immissionsbedingte Anzeigen); dieses betraf überwiegend Anzeigen zu

Lärmbeeinträchtigungen aus Gaststätten, die eingestellt wurden, da entweder die

Tatfolgen seitens der Polizei Berlin nicht hinreichend/eindeutig belegt waren oder

seitens der Polizei nicht mehr festgestellt werden konnten. Ebenso wurden

Ordnungswidrigkeitenanzeigen zu illegaler Abfallbeseitigung auf Privatgrundstücken

gegen Unbekannt eingestellt.

Der Fachbereich Naturschutz des bezirklichen Umwelt- und Naturschutzamtes hat im Jahr

2024 vier und 2025 ein Ordnungswidrigkeitenverfahren wegen Rechtsverstößen nach dem

Bundesartenschutz (Handelsartenschutz) amtsseitig eingestellt und an den Bereich

Umweltkriminalität des Landeskriminalamts (LKA) abgegeben, da Straftatbestände erfüllt

waren. Im Fall aus dem Jahr 2025 wurde wegen des Rechtsverstoßes ein Strafgeld in Höhe

von 900 € festgesetzt und vom Täter bezahlt.
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Treptow-Köpenick

Im Bezirk Treptow-Köpenick gibt es keine belastbare statistisch Auswertung zur

Beantwortung im Sinne der Fragestellung. Lediglich eine Aussage zu der Anzahl der in den

Jahren 2023-2025 vom bezirklichen Ordnungsamt und vom bezirklichen Umwelt- und

Naturschutzamt durchgeführten Ordnungswidrigkeitenverfahren wegen umweltbezogenen

Ordnungswidrigkeiten ist möglich:

 2023: 1.290

 2024:    134

 2025:    180

Angaben über die Einnahmehöhe von Verwarn- und Bußgeldern aus diesen

Ordnungswidrigkeitenverfahren sind nicht möglich.

Die rückläufige Anzahl an Ordnungswidrigkeitenverfahren im Bezirk Treptow-Köpenick liegt

ursächlich an den fehlenden personellen Ressourcen im Naturschutz und bei der

Landschaftspflege des Bezirksamts in den Jahren 2024 und 2025. Seit 2026 gibt es hier eine

Verbesserung.

3. Aus DS 19/21784 geht hervor, dass es keine rechtliche Verpflichtung zur Führung einer Statistik zu
umweltbezogenen Ordnungswidrigkeiten gibt. Wie gehen die jeweiligen Bezirke individuell mit der Erfassung
des Fallaufkommens um?

a) Gibt es Überlegungen eine solche Pflicht oder Empfehlung der statistischen Erhebung zu etablieren?

Bitte darlegen.

b) Welche Frist zur Beantwortung dieser Fragen hatten die Bezirke? Bitte angeben wie viele Tage die

Bezirke Zeit hatten, um die Fragen zu beantworten (von Übersendung der Fragen bis Fristende).

Zu 3.: Einige Bezirke erheben durch eine händische Erfassung von

Ordnungswidrigkeitenverfahren im Rahmen ihrer bezirklichen Aufgabensteuerung Daten.

a) Eine Pflicht zu einer statistischen Datenerhebung von umweltbezogenen

Ordnungswidrigkeiten kann der Gesetzgeber durch eine entsprechende

Rechtsänderung festschreiben. Bisher sind keine entsprechenden Initiativen bekannt.

Im Falle einer Neuausschreibung des Fachverfahrens für die Bearbeitung von nicht-

verkehrlichen Ordnungswidrigkeiten wird eine statistische Auswertungsfunktion als

Anforderung mit aufgenommen werden.
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b) Kurz nach Eingang der Anfrage auf der Bearbeitungsebene wurde am 24.07.2026

die Zuarbeitsbitte an die Bezirke gesandt. Die Zulieferungsfrist endete am

30.07.2026 (Dienstschluss). Damit hatten die Bezirke insgesamt 7 Tage für die

Zuarbeit Zeit.

4. Aus DS 19/21784 geht hervor, dass zahlreiche Fragen aufgrund fehlender statistischer Erfassung nicht
beantwortet werden können. Hierzu zählt bspw., ob Bußgelder gegen natürliche oder juristische Personen
verhängt wurden, wie groß der finanzielle Schaden für das Land ist, wie hoch die Kosten für die
Wiederherstellung geschädigter Umweltstrukturen ist etc. Würde der Senat zustimmen, dass eine statistische
Erfassung dieser und weiterer Zahlen einen besseren Überblick über das Ausmaß des Problems, die Wirkungen
von Gegenmaßnahmen und den Handlungsbedarf schaffen würde?

Zu 4.: Für die Erfassung der Schadenshöhe werden diese statistischen Angaben nicht

benötigt, da diese aus den tatsächlichen Kosten ableitbar sind. Diese sind in der Kosten-

Leistungsrechnung der Bezirke ausgewiesen. Für die Bewertung der Wirksamkeit der

Gegenmaßnahmen reicht die Feststellung der Fallzahlen aus. Deren Rückgang wäre ein

Indiz für die Wirksamkeit der jeweiligen Maßnahmen. Mit solchen Indikatoren wird zum

Beispiel die Wirksamkeit von Maßnahmen zur Verbesserung der Sauberkeit, Sicherheit und

Ordnung in Berlin evaluiert; dazu gehören sowohl die mit den Bezirken geschlossenen

Zielvereinbarungen als auch die Maßnahme M 17 des Sicherheitsgipfels.

Berlin, den 06. August 2026

Der Regierende Bürgermeister von Berlin
In Vertretung

Florian Hauer
Staatssekretär für Digitalisierung
und Verwaltungsmodernisierung / CDO (m.d.W.d.G.b.)


